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UNDER PRESSURE
Wie internationale Konzerne unsere  
Umweltregulierung fest im Griff haben

Eine neue Studie  1 zivilgesellschaftlicher Organisationen nimmt die Aus-
wirkungen von Konzernklagen auf Umweltgesetzgebung unter die Lupe. 
Dieser Mechanismus sichert Konzernen durch Handels- und Investitionsab-
kommen weitreichende Sonderrechte. Sie ermöglicht es ihnen, Regierun-
gen auf hohen Schadensersatz zu verklagen, wenn diese Regulierungen 
erlassen, die den Profit des Konzerns bedrohen. Seit der Debatte um das 
transatlantische Abkommen EU-USA (TTIP) rückte der Mechanismus mit 
seinen Sonderrechten ins Licht der Öffentlichkeit. Widerstand formierte 
sich nicht nur aus den Reihen der Zivilgesellschaft. 

A nfang September 2018 wurde 
bekannt, dass das französi-
sche Gesetz ‚Hulot‘, benannt 

nach dem ehemaligen französischen 
Umweltminister, empfindlich abge-
schwächt worden war. Frankreich 
hatte versucht, den Abbau von kli-
maschädlichem Kohlenwasserstoff-
vorkommen (beispielsweise Erdgas 
oder Erdöl) zu verbieten. Durch er-
folgreichen Druck der Industrielobby 
wurde das Gesetz allerdings im letz-
ten Moment gezähmt und erlaubt nun 
eine Schonfrist bis 2040. Bemerkens-
wert ist daran, dass die Androhung 
einer Investor-Staat-Klage, auch 
ISDS genannt, des kanadischen Un-
ternehmens Vermilion, den Ausschlag 
für die Abschwächung des geplanten 
Gesetzes gegeben haben könnte. Dies 
zeigt den enormen Druck auf Regie-
rungen und ihre Regulierungsappa-
rate durch transnationale Unterneh-
men. Umweltschutz ist und bleibt für 
Unternehmen freiwillig. 

Schmelzende Gletscher vs. 
Konzernprofite
Der Handlungsdruck ist omnipräsent 
und wird sowohl von Regierungen, 
internationalen Institutionen, Medi-
en als auch von der Zivilgesellschaft 
und Wissenschaft begleitet und disku-
tiert: Die schmelzende Arktis, zurück-
gehende Gletscher, zunehmende Mee-
resverschmutzung und ein massiver 
Rückgang der biologischen Vielfalt 
erfordern sofortiges Handeln. Doch 
nach Einschätzung der Zivilgesell-
schaft ist die aktuelle Handels- und 
Umweltpolitik überhaupt nicht dazu 
gemacht, sich im Sinne von mehr 
Nachhaltigkeit zu verstärken.

Ungehinderte Geschäfte
Weltweit profitieren Konzerne meist 
von schwacher Umweltgesetzge-

bung  – insbesondere, wenn es um 
naturschädigende Geschäftsmodelle 
geht, wie u. a. den Rohstoffabbau. 
Konzernklagerechte (ISDS) haben 
sich dabei als nützliches Instrument 
etabliert. Sie erlauben es, internati-
onal tätigen Konzernen, gesetzlich 
bindende und somit auch rechtlich 
einforderungsfähige Regulierungen 
anzugreifen, zu schwächen und teils 
auch zu unterwandern. Besonders in 
den Sektoren Bergbau und Elektrizi-
tät/Gas steigen die Klagen seit den 
2000er Jahren massiv an. Von den 
bekannten 904 ISDS-Fällen kommen 
383 Fälle aus den Bereichen Landwirt-
schaft, Bergbau, Elektrizität/Gas oder 
Wassermanagement.

Dabei führen erfolgreiche Kla-
gen oder auch nur die Androhung 
einer Klage dazu, dass bestehende 
Regulierungen abgeschwächt wer-
den oder ganz verschwinden, und 
Konzerne somit weiter ungehindert 
ihrem Geschäftsmodell nachgehen 
können. Und: was für den Umwelt-
schutz gilt, gilt auch für die Bereiche 
Menschenrechte, Gesundheitsschutz, 
ArbeitnehmerInnenrechte oder Ver-
braucherInnenschutz. Die Liste der 
schwachen, aber wünschenswerten 
Regulierungen ist lang – der Gegner 
noch mächtig.

Wie steht‘s um ISDS?
Das System der Konzernklagerech-
te ist spätestens seit TTIP massiv in 
der Kritik und die Kommission der 
Europäischen Union (EU) versucht 
seither verschiedenste Strategien, um 
das System zu re-legitimieren. Die-
se reichen von einer Umbenennung 
des Fachterminus über prozedurale 
Verbesserungen, wie etwa einer fes-
ten Liste von SchiedsrichterInnen, 
damit diese nicht mehr vom Kon-
zern selbst ausgewählt werden kön-

nen, bis hin zu massiver Expansion. 
So ist das neueste Traumprojekt ein 
globaler Gerichtshof für Konzerne. 
Doch auch der Widerstand ist un-
gebrochen. Seit Mitte Januar dieses 
Jahres sammeln KritikerInnen euro-
paweit Unterschriften gegen diesen 
Mechanismus, und zwar sehr erfolg-
reich: 500.000 sind es bereits, Tendenz 
steigend. Auch Oppositions- und in 
Teilen selbst Regierungsparteien, aber 
ebenso Verbände wie der Deutsche 
Richterbund positionieren sich gegen 
Konzernklagerechte und schließen 
sich so dem gesellschaftlichen Wider-
stand an. Somit setzen sie alle ein kla-
res Zeichen, dass es an der Zeit ist, das 
Ende der Konzernklagen einzuläuten 
und stattdessen auf verbindliche, ein-
forderbare Menschenrechte zu setzen.
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1	 Under Pressure: Mit Konzernklagen 
gegen Umweltschutz. https://
www.forumue.de/wp-content/
uploads/2019/01/Under-Pressure-Mit-
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web.pdf.

https://www.forumue.de/wp-content/uploads/2019/01/Under-Pressure-Mit-Konzernklagen-gegen-Umweltschutz-web.pdf
https://www.forumue.de/wp-content/uploads/2019/01/Under-Pressure-Mit-Konzernklagen-gegen-Umweltschutz-web.pdf
https://www.forumue.de/wp-content/uploads/2019/01/Under-Pressure-Mit-Konzernklagen-gegen-Umweltschutz-web.pdf
https://www.forumue.de/wp-content/uploads/2019/01/Under-Pressure-Mit-Konzernklagen-gegen-Umweltschutz-web.pdf
https://www.forumue.de/wp-content/uploads/2019/01/Under-Pressure-Mit-Konzernklagen-gegen-Umweltschutz-web.pdf


 

 

RUNDBRIEF
 Forum Umwelt & Entwicklung

1 / 2019

ISSN 1864-0982

Seite 4 Seite 10 Seite 14 Seite 20

AnwältInnen der Erde: 
Klagen für Umwelt- und 
Klimaschutz

Im Kampf gegen 
Windmühlen: der Fall 
Butendiek

Die EU-Pestizidverordnung  
im Realitäts-Check

Menschen- und 
Umweltrechte in 
Lateinamerikas Verfassungen

Justitia zwischen  
Anspruch und Wirklichkeit

Das Recht als schärfste Waffe  
für Umwelt und Entwicklung?


